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Die Erteilung eines Führungszeugnisses ist nach den Nummern 803 und 804 der An-
lage zu § 2 Absatz 1 des Gesetzes über Kosten im Bereich der Justizverwaltung – 
JVKostO – grundsätzlich gebührenpflichtig. Die Gebühr beträgt derzeit 13 € (Nr. 804 - 
Europäisches Führungszeugnis: 17 €) und wird bei Antragstellung von den Meldebe-
hörden erhoben. Das Bundesamt für Justiz kann gemäß § 12 JVKostO ausnahms-
weise, wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Zahlungs-
pflichtigen (Mittellosigkeit) oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint (beson-
derer Verwendungszweck), die Gebühr ermäßigen oder von der Erhebung der Kosten 
absehen. 
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I. I. 
MittellosigkeitMittellosigkeit 
 
Mittellosigkeit wird vom Bundesamt stets angenommen bei Beziehenden von Arbeits-
losengeld-II, Sozialhilfe oder eines Kinderzuschlags nach § 6a des Bundeskindergeld-
gesetzes. Personen, die Mittellosigkeit geltend machen und Nachweise darüber 
vorlegen, dass sie zu diesem Personenkreis gehören, müssen die Mittellosigkeit nicht 
im Einzelnen nachweisen.  
 
Auch anderen Personen kann wegen Mittellosigkeit eine Gebührenbefreiung gewährt 
werden, wenn sie die Mittellosigkeit gegenüber der Meldebehörde nachweisen. 
 
Bei Schülerinnen/Schülern, Studierenden, Auszubildenden ist Mittellosigkeit nicht 
grundsätzlich gegeben. Hier kommt es auf die Vermögensverhältnisse der betroffenen 
Person im Einzelfall und ggfs. auf die Vermögensverhältnisse möglicher Unterhalts-
verpflichteter an. 
 
Besonderer Verwendungszweck 
 
Ein besonderer Verwendungszweck liegt regelmäßig vor, wenn ein Führungszeugnis 
zum Zwecke des Ausübens einer ehrenamtlichen Tätigkeit für eine gemeinnützige oder 
vergleichbare Einrichtung benötigt wird. 
 
Eine ehrenamtliche Tätigkeit ist gegeben, wenn 
 

1. die Tätigkeit in einem Gesetz ausdrücklich als ehrenamtliche Tätigkeit 
bezeichnet wird, oder 

2. a) eine Person freiwillig und gemeinwohlorientiert handelt und dabei in be-
stimmte gemeinnützige oder vergleichbare Strukturen eingebunden ist und 

b) unentgeltlich tätig wird.  
 
Die Zahlung einer pauschalen oder nach Zeitabschnitten aufgeteilten Aufwandsent-
schädigung schließt die Einordnung einer Tätigkeit als ehrenamtliche Tätigkeit selbst 
dann nicht aus, wenn die Aufwandsentschädigung erheblich ist. Entscheidend ist, dass 
die Tätigkeit nicht im Sinne einer Erwerbstätigkeit ausgeübt und entlohnt wird. Eine 
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unentgeltliche Tätigkeit liegt nicht vor, wenn die Tätigkeit als Ersatz einer Berufstätig-
keit und damit in erster Linie der Gewinnerzielung dient.  
 
Beispiele, bei denen eine Gebührenbefreiung in Betracht kommt: Personen, die am 
Freiwilligen Sozialen Jahr, am Freiwilligen Ökologischen Jahr, dem Bundesfreiwilligen-
dienst oder dem Jugendfreiwilligendienst teilnehmen, Vollzeitpflegepersonen und 
deren Angehörige, Personen, die im Rahmen von sog. Adoptionspflegeverhältnissen 
tätig werden und deren Angehörige sowie die ehrenamtliche Tätigkeit in Sportvereinen, 
in Pfadfindervereinen oder bei der freiwilligen Feuerwehr. Gebührenbefreiung wird 
auch gewährt, wenn das Führungszeugnis bereits im Rahmen einer Ausbildung bzw. 
Schulung für die ehrenamtliche Tätigkeit benötigt wird.  
 
Für eine hauptamtliche oder nebenamtliche berufliche Tätigkeit wird eine Gebühren-
befreiung nicht gewährt, auch wenn diese im öffentlichen Interesse liegt und bei einer 
gemeinnützigen Einrichtung ausgeführt wird. Gleiches gilt, wenn Führungszeugnisse 
zum Zwecke der Adoption, für den freiwilligen Wehrdienst, für notwendige Praktika im 
Rahmen der schulischen sowie beruflichen Ausbildung oder im Rahmen eines 
Studiums benötigt werden. Für Tagespflegepersonen und ihre Angehörigen kommt 
eine Gebührenbefreiung nur ausnahmsweise in Betracht, wenn die Tätigkeit nicht als 
Ersatz einer Berufstätigkeit ausgeübt wird und damit nicht in erster Linie der Gewinner-
zielung dient. Da die Gewinnerzielung bei den Tagespflegepersonen die Regel ist, 
muss die Ehrenamtlichkeit im Einzelfall nachgewiesen und festgestellt werden. 
 

II. 
 
In den Fällen, in denen ein Antrag auf Gebührenbefreiung gestellt wird, ist zunächst 
von der Erhebung der Gebühr abzusehen. Der Antrag auf Befreiung von der Gebühr ist 
von der Meldebehörde in den elektronisch an die Registerbehörde zu übermittelnden 
Antrag auf Erteilung des Führungszeugnisses aufzunehmen. Die Meldebehörde gibt 
bei Übermittlung des Antrags an, ob die Mittellosigkeit der antragstellenden Person 
oder der besondere Verwendungszweck bestätigt werden kann. 
 
Im Interesse eines möglichst geringen Verwaltungsaufwands bei der Prüfung von 
Gebührenbefreiungsanträgen sollen die Anforderungen an den Nachweis der Mittello-
sigkeit möglichst gering gehalten werden. Wird die Gebührenbefreiung wegen des be-
sonderen Verwendungszwecks beantragt, muss durch eine Bescheinigung der Ein-
richtung, für die die ehrenamtliche Tätigkeit erbracht wird, nachgewiesen werden, dass 
das Führungszeugnis für eine ehrenamtliche Tätigkeit benötigt wird. Der Verwen-
dungszweck ist anzugeben. 
 
Liegen die Voraussetzungen des Verzichts auf die Gebührenerhebung nach den Aus-
führungen zu I. nicht vor oder kann nicht bestätigt werden, dass die Voraussetzungen 
vorliegen, ist die Person, die einen Antrag auf Erteilung eines Führungszeugnisses 
stellt, durch die Meldebehörde darauf hinzuweisen, dass ein Antrag auf Gebührener-
mäßigung bzw. -befreiung keine Erfolgsaussicht hat und durch die weitere Bearbeitung 
eines solchen Antrags die Erteilung des Führungszeugnisses erheblich verzögert 
werden kann. Der Antrag auf Erteilung eines Führungszeugnisses ist einschließlich 
des Antrags auf Gebührenbefreiung zunächst weiterhin in Papierform an das Bundes-
amt für Justiz, Sachgebiet IV 31, 53094 Bonn, zur Entscheidung zu übersenden. 
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